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Verfassungsschutz-Reform: NRW wird
sicherer, aber was kostet die Freiheit?

Der Kölner Stadt-Anzeiger beleuchtet die
Verfassungsschutznovelle in NRW, die Sicherheitsbehörden

neue Befugnisse im digitalen Raum verleiht.

Nordrhein-Westfalen, Deutschland - Am 20. Mai 2025 wird
in Nordrhein-Westfalen ein neues Verfassungsschutzgesetz in
Kraft treten, das darauf abzielt, die Sicherheitslage im
Bundesland zu verbessern. Laut einem Bericht auf ksta.de
hoffen Ermittlungsbehörden, durch erweiterte Befugnisse im
digitalen Raum terroristische Anschläge besser verhindern zu
können. Dies ist besonders wichtig, da Terroristen vermehrt
verschlüsselte Messenger-Dienste nutzen, wodurch die
Möglichkeiten der Verfassungsschützer stark eingeschränkt
waren.

Die Reform des seit 30 Jahren bestehenden Regelwerks soll die
Fahnder in die Lage versetzen, auf Augenhöhe mit den Tätern zu

https://www.ksta.de/meinung/warum-die-verfassungsschutz-novelle-fuer-nrw-eine-gute-nachricht-ist-1027404


agieren. Während eine Mehrheit der Bürger die Absicht begrüßt,
das Land sicherer zu machen, äußern viele gleichzeitig
Bedenken hinsichtlich einer möglichen Überwachung. Besonders
kritisch wird die Reform von den Grünen betrachtet, die zentrale
Elemente wie die Quellen-Telekommunikationsüberwachung
(TKÜ) in der Vergangenheit abgelehnt haben.

Kontrollinstanzen stärken

Ein weiterer wichtiger Aspekt der Reform ist die Ausweitung der
Kontrollinstanzen. Bevor verdeckte Ermittlungen eingeleitet
werden, ist nun die Zustimmung eines Richters oder eines
Kontrollgremiums erforderlich. Dies soll sicherstellen, dass die
neuen Befugnisse nicht willkürlich genutzt werden. Erkenntnisse
des US-Geheimdienstes, die in der Vergangenheit zur
Verhinderung von Terroranschlägen in Deutschland beitrugen,
werfen allerdings Fragen auf: Es besteht Ungewissheit, ob die
USA auch weiterhin wichtige Hinweise weitergeben werden.

Diese neue Gesetzgebung kommt in einer Zeit, in der die
Diskussion um Terrorismusbekämpfung und die Wahrung der
Rechtsstaatlichkeit an Brisanz gewinnt. Expertengespräche, wie
das im November 2024 in Berlin stattgefundene Fachgespräch,
beleuchten die Notwendigkeit einer evidenzbasierten und
grundrechtsorientierten Sicherheitspolitik. Dort wurde deutlich,
dass bereits nach dem Anschlag am Breitscheidplatz 2016
verschiedene Polizeibefugnisse ausgeweitet wurden, jedoch
viele dieser Sicherheitsgesetze bisher nicht evaluiert wurden.

Sicherheitspolitik und Grundrechte

Die Herausforderungen in der Sicherheitsgesetzgebung sind
vielfältig und komplex. Trotz der weitreichenden Eingriffe in
Grundrechte bleibt die evaluierten Gesetze im Vergleich zu den
neue geplanten Maßnahmen gering. Thomas Oberhäuser wies
darauf hin, dass Innenministerien sofort vollziehbare
Abschiebungen anordnen können, was eine erhebliche
Einschränkung des Rechtes auf einen wirksamen Rechtsschutz



zur Folge hat. Die Stimme von Experten wie Dennis-Kenji Kipker,
der einen Nachweis der Erforderlichkeit neuer
Überwachungsbefugnisse fordert, wird in dieser Diskussion als
unerlässlich erachtet.

Die Debatte um die richtige Balance zwischen Sicherheit und
Grundrechten bleibt somit zentral. Während Maßnahmen zur
Bekämpfung von Terrorismus notwendig erscheinen, wird auch
immer wieder der Ruf nach mehr Transparenz und
Bürgerbeteiligung laut, um eine evidenzbasierte
Sicherheitspolitik zu gewährleisten. Institut für
Menschenrechte betont die Wichtigkeit, dass nicht nur
paramilitärische Ansätze diskutiert werden, sondern auch die
Rolle der Zivilgesellschaft und wissenschaftlicher Meinungen in
den Entscheidungsfindungsprozess einfließen müssen.
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